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An die
landwirtschaftlichen Alterskassen

Die von der unterlegenen Revisionsklägerin, einer ehemaligen Landwirtin, gegen das
Urteil des BSG vom 11.12.2002, Az. B 10 LW 6/00 R, (vgl. dazu das Bezugsrdschr. so-
wie die Kommentierung) eingelegte Verfassungsbeschwerde ist vom Bundesverfas-
sungsgericht mangels Erfolgsaussichten nicht zur Entscheidung angenommen worden
(Beschluss des Bundesverfassungsgerichts, 1. Senat, vom 21.08.2003, Az. 1 BvR
429/03). Die Rechtsauslegung des BSG, wonach § 98 Abs. 6 Satz 1 ALG sich auch auf
ein im Jahr 1994 bezogenes, nach Maßgabe des § 4 Abs. 5 Satz 1 GAL gekürztes vor-
zeitiges Altersgeld i. S. d. § 2 Abs. 2 GAL beziehe und die fortgesetzte Anwendung die-
ser Anrechnungsbestimmung während der gesamten Dauer des Rentenbezugs – auch
unter Geltung des ALG – regele, sei verfassungskonform.

An einem Eingriff in das Eigentum der Beschwerdeführerin, Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG,
fehle es schon deswegen, weil ihre Rechtsposition bereits bei Beginn des Erwerbs der
Anwartschaften (im Jahr 1981) mit dem Vorbehalt der eventuellen Kürzung des vorzeiti-
gen Altersgeldes beim Zusammentreffen mit bestimmten Einkommen belastet gewesen
sei. Der Gesetzgeber habe daher nicht in eigentumsfähige Rechte eingegriffen, als er
1994 diese Anrechnung abschaffte, hiervon aber ältere Anwartschaften teilweise aus-
nahm.

Ebenso wenig könne ein Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot, Art. 3 Abs. 1 GG,
festgestellt werden. Die Ungleichbehandlung zwischen den Beziehern von Altersgeld und
vorzeitigem Altersgeld in Bezug auf die Kürzung nach dem GAL sei im Hinblick auf die
Charakterisierung des vorzeitigen Altersgeldes als „Ausnahmeleistung“ und das mit der
Anrechnungsregelung verfolgte Ziel, eine Doppelversorgung zu verhindern, gerechtfertigt
gewesen. Ein „doppelter“ Leistungsbezug hätte sich eher beim vorzeitigen als beim endgül-
tigen Altersgeld einstellen können. So sei zwar ein gleichzeitiger Anspruch auf ein vorzeiti-
ges Altersgeld und eine Verletztenrente aus der landwirtschaftlichen Unfallversicherung
denkbar, wohingegen ein Landwirt im Regelfall nicht zugleich die Wartezeit sowohl für ein
Altersgeld der AdL als auch für eine Rente wegen Alters der gesetzlichen Rentenversiche-
rung erfüllt haben dürfte.
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Gleichermaßen könne die unterschiedliche Behandlung von Neurentnern, denen der Ge-
setzgeber die Begünstigung des Art. 2 § 6e Abs. 2 AHNG zuteil werden ließ, im Vergleich
zu den Altberechtigten, die nur nach Zurücklegung von 90 Beitragsmonaten in den Anwen-
dungsbereich dieser Norm einbezogen wurden, als sachlich gerechtfertigt angesehen
werden. Der Gesetzgeber sei bei der Wahl des Zeitpunkts, zu dem eine in die Zukunft
wirkende Neuregelung in Kraft trete, grundsätzlich frei. Dass er den Inkrafttretenszeitpunkt
vorliegend willkürlich gewählt habe, könne nicht angenommen werden.

Legitim sei auch die von dem Gesetzgeber bei der Einbeziehung von Bestandsrenten in
die neu geschaffene Begünstigung vollzogene Differenzierung nach der Anzahl der Bei-
tragsmonate. Die gewählte Versicherungszeit von 90 Kalendermonaten stelle sich als
sachgerechtes Kriterium dar, da sie die Mehrzahl der Versicherten erfasse, die eigentlich
ein „endgültiges“ Altersgeld erreichen wollten und unvorhergesehen erwerbsunfähig wur-
den, jedoch jene ausschließe, die nur die für ein vorzeitiges Altersgeld erforderlichen
Beitragszeiten zu erfüllen beabsichtigten. Der Gesetzgeber habe die Bezieher vorzeiti-
gen Altersgelds bevorzugt behandeln dürfen, die mehr als die Mindestbeiträge zur land-
wirtschaftlichen Alterssicherung beigetragen hatten. Eine besondere Härte könne darin
 – jedenfalls bei Versicherten wie der Beschwerdeführerin, deren Beitragszeit nur knapp
über der Mindestversicherungszeit lag – nicht gesehen werden.

Der Gesetzgeber sei auch nicht verpflichtet gewesen, den Betroffenen im Rahmen einer
Übergangsregelung die Möglichkeit zur Nachentrichtung der noch fehlenden Beiträge
einzuräumen. Zum einen habe keine Belastung vorgelegen, zum anderen wäre eine
Nachentrichtung mit erheblichem Verwaltungsaufwand verbunden gewesen, da die Be-
troffenen bereits Rentenbezieher waren und seit langem keine Beiträge mehr gezahlt
hatten. Behalte der Gesetzgeber die Möglichkeit der Beitragsnachentrichtung besonders
begründeten Ausnahmefällen vor, verletze er das Grundgesetz nicht.

Auf die entsprechende Rüge der Beschwerdeführerin führt der Senat ergänzend aus,
dass auch im Wegfall des Verheiratetenzuschlags unter Geltung des ALG keine Verlet-
zung des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG liege. Er sei als „fürsorgerisch begründete Zusatz-
leistung im Alterssicherungssystem der Landwirte, die unabhängig von den Beiträgen
erbracht wurde“, nicht von der Eigentumsgarantie erfasst worden. Zudem habe die ent-
sprechende Anwartschaft bereits unter Geltung des GAL unter dem Vorbehalt des Weg-
falls bei Eintritt der Leistungsberechtigung des Ehegatten gestanden.

Wegen weiterer Einzelheiten verweisen wir auf den beigefügten Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichts.

Da die bisherige Rechtsauslegung bestätigt worden ist, ergeben sich keine Auswirkun-
gen auf die Verwaltungspraxis.

Wir bitten um Kenntnisnahme.
In Vertretung

Stüwe

Anlage
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 21.08.2003, Az. 1 BvR 429/03, RdL 2004, S. 19 ff.






